
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde,  
 

am Dienstag habe ich im Bun-
desverkehrsministerium der 
Unterzeichnung der neuen 
Leistungs- und Finanzierungs-
vereinbarung zwischen Bund 
und Bahn beigewohnt.  

Ein historischer Moment, denn niemals zuvor 
wurde so viel Geld in die Schiene investiert. Bis 
2030 wird die Rekordsumme von 86 Milliarden 
Euro in den Erhalt und die Modernisierung des 
bestehenden Schienennetzes fließen. Das nenne 
ich aktiven Klimaschutz!  
Die Maßnahme fügt sich ein in eine lange Reihe 
verkehrspolitischer Maßnahmen zum Klima-
schutz: Förderung alternativer Antriebe, Ausbau 
der Ladeinfrastruktur, Erhöhung der Attraktivi-
tät des ÖPNV, Ausbau von Radwegen, Moderni-
sierung der Binnenschifffahrt und Digitalisie-
rung der Mobilität, um nur ein paar Beispiele zu 
nennen. Das alles wird von vielen gerne igno-
riert. Für sie passt es nicht in ihr Weltbild, dass 
Herr Scheuer ein echter Klimaschutzminister 
ist. Aber wo andere nur reden, da handelt er! 
 
Ein weiteres wichtiges Ereignis in dieser Woche 
war die Abstimmung über die Neuregelung der 
Organspende am Donnerstag. Hinter der Geset-
zesnovelle steht die Absicht, die Zahl der Or-
ganspenden zu erhöhen und so den Wider-
spruch zwischen der hohen bekundeten Spen-
denbereitschaft in der Bevölkerung, aber fak-
tisch niedrigen Zahlen an Organspenden aufzu-
lösen. Ich habe im Vorfeld mit Ärzten und 
Betroffenen das Gespräch gesucht und weiß 
Gott lange mit mir gerungen. Letzten Endes hat 
für mich der Schutz des menschlichen Lebens 
oberste Priorität und deshalb habe ich für den 
Vorschlag von Minister Jens Spahn, also für die 
doppelte Widerspruchslösung, votiert.  
 
Diese und weitere Themen und Termine beglei-
teten meine Arbeit in dieser Woche in Berlin:  

• Sachverständigenanhörung im Untersu-
chungsausschuss Maut, in welchem ich 
seit Dezember mitwirke 

• Anhörungen im Verkehrsausschuss zu 
den Themen Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz und Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren 

• Treffen der CDU-MdB aus dem Münster-
land, u.a. Diskussion zum Thema Organ-
spende 

 

Ich wünsche Ihnen weiterhin eine interessante 
Lektüre des Newsletters und ein erholsames 
Wochenende. 
Ihr 

 
Reinhold Sendker MdB 

     Nr. 1/16.01.2020  
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Entscheidung zu Organspenden 
 

Ein Organspender allein kann bis zu sieben Leben retten. Dennoch schieben viele die 
Entscheidung, selbst einmal Organspender zu sein, auf – oftmals aus Angst vor Miss-
brauch oder im Glauben, gar nicht als Spender in Frage zu kommen. Der Bundestag 
stimmt heute darüber ab, wie Deutschland in Zukunft mit Organspendern umgeht. 
Dabei stehen zwei Vorschläge zur Auswahl: Eine Initiative von Gesundheitsminister 
Jens Spahn (CDU) sieht vor, eine doppelte Widerspruchslösung einführen. Demnach 
soll jeder Organspender sein, der dem nicht in einem Register oder seinen Angehöri-
gen gegenüber widersprochen hat. 
Der zweite Antrag beinhaltet eine Zustimmungslösung, bei der potenzielle Organ-
spender regelmäßig daran erinnert werden sollen, ihre Entscheidung in einem Regis-
ter zu dokumentieren. 
Nach dem Gesetzentwurf zur doppelten Widerspruchslösung gilt jede Person als 
Organ- oder Gewebespender, es sei denn, es liegt ein zu Lebzeiten erklärter Wider-
spruch oder ein der Organ- oder Gewebeentnahme entgegenstehender Wille vor. Mit 
der doppelten Widerspruchslösung werden die Bürgerinnen und Bürger daher ange-
halten, sich mit dem Thema Organ- oder Gewebeentnahme auseinanderzusetzen und 
dazu eine Entscheidung zu treffen. Anders als bei der bisherigen Entscheidungslö-
sung führt eine nicht abgegebene Erklärung dazu, dass eine Organ- oder Gewebeent-
nahme zulässig ist, soweit die sonstigen Voraussetzungen für eine Organ- oder Ge-
webeentnahme erfüllt sind. Um eine größere Rechtssicherheit mit Blick auf die Do-
kumentation einer Erklärung zur Organ- und Gewebespende zu erlangen, bedarf es 
mit Einführung der doppelten Widerspruchslösung eines Registers, in dem die Bür-
gerinnen und Bürger ihre Erklärung zur Organ- oder Gewebespende eintragen lassen 
können. Der vom Krankenhaus als auskunftsberechtigt benannte Arzt wird gesetzlich 
verpflichtet, durch eine Anfrage bei dem Register festzustellen, ob eine Erklärung des 
möglichen Organ- oder Gewebespenders zur Organ- oder Gewebeentnahme vorliegt. 
Entscheidend ist der Wille des möglichen Organ- oder Gewebespenders. Dem nächs-
ten Angehörigen des möglichen Organ- oder Gewebespenders steht folglich kein 
eigenes Entscheidungsrecht zu. Er ist vom Arzt, der die Organ- oder Gewebeentnah-
me vornehmen oder unter dessen Verantwortung die Gewebeentnahme vorgenom-
men werden soll, nur darüber zu befragen, ob ihm ein schriftlicher Widerspruch oder 
ein der Organ- oder Gewebeentnahme entgegenstehender Wille des möglichen Or-
gan- oder Gewebespenders bekannt ist.  
Mit den im zweiten Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen sollen die Vorausset-
zungen dafür geschaffen werden, dass mehr Menschen sich mit der Frage der Organ- 
und Gewebespende auseinandersetzen und dazu eine informierte Entscheidung tref-
fen, die dokumentiert wird. Den Bürgerinnen und Bürgern soll es möglich sein, ihre 
Entscheidung möglichst einfach zu dokumentieren und jederzeit zu ändern und zu 
widerrufen. Hierzu wird eine Stelle eingerichtet, bei der die Bürgerinnen und Bürger 
eigenständig eine Erklärung zur Organ- und Gewebespende abgeben können. Die 
Abgabe einer Erklärung zur Organ- und Gewebespende soll auch direkt vor Ort bei 
den für die Ausstellung und die Ausgabe von Ausweisen zuständigen Stellen des 
Bundes und der Länder (Ausweisstellen), mit Ausnahme der Passstellen der deut-
schen Auslandsvertretungen, möglich sein. Die Einrichtung des Registers und die 
daraus resultierende Möglichkeit für die Bürgerinnen und Bürger, dort ihre Ent-
scheidung zur Organ- und Gewebespende abzugeben, machen eine entsprechende 
Aufklärung der Bevölkerung erforderlich. Dabei muss auch darüber aufgeklärt wer-
den, dass eine Entscheidung zur Organ- und Gewebespende auch vor Ort in den 
Ausweisstellen möglich ist. Um dies sicherstellen zu können, müssen die Aufklä-
rungsuntererlagen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung entsprechend 
erweitert werden. Dies gilt auch im Hinblick auf die Einbeziehung der Hausärztinnen 
und Hausärzte in die Beratung zur Organ- und Gewebespende. 
Der Bundestag hat nach der heutigen Debatte den zweiten Antrag zur Zustimmungs-
lösung angenommen und Antrag zur Widerspruchslösung verworfen.  
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Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden.  
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Versicherung gegen Ernteausfälle durch Dürre wird günstiger 
Koalition lässt die Landwirte nicht „auf dem Trockenen sitzen“ 

 
Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD haben sich darauf geeinigt, dass die Versi-
cherungssteuer für Risiko „Dürre“ von 19 auf 0,03 Prozent sinken soll. Dazu erklärt der zu-
ständige Berichterstatter Dr. Carsten Brodesser MdB: 
 

„Die zunehmenden Extremwetterlagen auch in Deutschland haben die Koalitionsfraktionen veranlasst, neben Gefah-
ren wie Hagelschlag, Sturm, Starkfrost, Starkregen oder Überschwemmungen auch explizit Dürreschäden in den Ka-
talog der wetterbedingten Extremwetterereignisse im Versicherungssteuergesetz mit aufzunehmen. Mit der Gesetzes-
änderung soll die Möglichkeit geschaffen werden, Versicherungen gegen Dürreschäden versicherungssteuerlich ge-
nauso zu behandeln wie Versicherungsverträge zur Absicherung gegen die übrigen Wetterelementargefahren. 
Damit geben wir als Koalition ein deutliches Signal an die Landwirtschaft zur verbesserten betrieblichen Eigenvor-
sorge. Die landwirtschaftlichen Betriebe können sich dadurch bereits in diesem Jahr gegen dürrebedingte Ertragsaus-
fälle zu vergünstigten Konditionen absichern. 
Wir lassen die Landwirte nicht „auf dem Trockenen sitzen“, sondern haben der Landwirtschaft und der Versiche-
rungswirtschaft bessere Rahmenbedingungen für die Absicherung von Ernteausfällen an die Hand gegeben. 
Das ungewöhnliche Vorgehen im Rahmen des Gesetzes zur Einführung von Sondervorschriften für die Sanierung und 
Abwicklung von zentralen Gegenparteien ist dem Umstand geschuldet, dass das Versicherungssteuergesetz erst im 
Herbst in das parlamentarische Verfahren eingebracht wird und damit die Landwirte im schlechtesten Fall einen 
erneuten Dürresommer ohne Versicherung überstehen müssten.“   Foto: Lina Sommer 
 

Bund-/Länder-Einigung zum Kohleausstieg 
 

Die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ (WSB) hat im vergangenen 
Jahr einen gesamtgesellschaftlichen Konsens erarbeitet, wie Deutschland aus der Kohlever-
stromung aussteigen und der Strukturwandel in den Kohleregionen erfolgreich gestaltet wer-
den kann. Die Bundesregierung hat daraufhin mit dem Sofort-Programm für die Braunkohle-
regionen und dem Entwurf des „Strukturstärkungsgesetzes Kohleregionen“ wichtige Baustei-
ne des Kohle-Konsenses umgesetzt und auf den Weg gebracht. Jetzt wird der Kohleausstieg 
durch das Kohleausstiegsgesetz umgesetzt. 
Die Bundesregierung hat den Ministerpräsidenten der Länder Brandenburg, Nordrhein- 
Westfalen, Sachsen und Sachsen-Anhalt einen Stilllegungspfad für die Braunkohlekraftwerke 
in Deutschland vorgestellt, den sie beabsichtigt mit den Betreibern der Braunkohle-
Kraftwerke und -Tagebaue vertraglich festzulegen. 
 
Im Rahmen der von der WSB-Kommission empfohlenen umfassenden Überprüfung im Jahr 
2026 und 2029 soll bezüglich dieses Stilllegungspfades auch geprüft werden, ob der Stillle-
gungszeitpunkt für die Kraftwerke nach dem Jahr 2030 jeweils 3 Jahre vorgezogen und damit 
das Abschlussdatum 2035 erreicht werden kann. Durch diesen Stilllegungspfad wird erreicht, 
dass der Hambacher Forst gemäß Empfehlung der WSB-Kommission entgegen der bisherigen 
Genehmigung nicht für den Tagebau in Anspruch genommen wird. 
Zur Energieversorgungssicherheit wird die energiewirtschaftliche Notwendigkeit des Tage-
baus Garzweiler in den Grenzen der Leitentscheidung aus dem Jahr 2016 inklusive des 3. 
Umsiedlungsabschnitts im Kohleausstiegsgesetz verankert. Die Bundesregierung wird ein 
Anpassungsgeld (APG) für Beschäftigte in Braunkohle-Kraftwerken und –Tagebauen sowie in 
Steinkohle-Kraftwerken einführen. (Für den Steinkohle-Bergbau existiert bereits ein APG.) 
Das APG wird bis 2043 gezahlt werden.  
Um die Verkehrsinfrastrukturprojekte in den Braunkohlerevieren zügig zu realisieren, werden 
zusätzliche Planungskapazitäten aufgebaut. 
In Jülich soll zudem zusätzlich ein „Helmholtz-Cluster für nachhaltige und infrastrukturkom-
patible Wasserstoffwirtschaft“ errichtet werden. Dort wird eine Wasserstoffwirtschaft mit 
Hilfe von organischen Wasserstoffträgern, sogenannten Liquid Organic Hydrogen Carrier 
(LOHC)-Systemen demonstriert und damit ein Nukleus für umfangreiche industrielle Aktivi-
täten im Bereich Wasserstoff und Energie aufgebaut. 
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